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Urteil 6B_1420/2022 vom 10.03.2023 

Regeste 

Fehlender Hafttitel für Sicherheitshaft in Verfahren bzgl. Rückversetzung in eine stationäre 

Massnahme 

Vorliegend wurde eine Beschwerde teilweise gutgeheissen. Indem die Vorinstanz dem 

Beschwerdeführer zu Unrecht eine Entschädigung verweigert und dies damit begründet 

hatte, das vorübergehende Fehlen eines gültigen Hafttitels und die damit verbundene 

formelle Rechtswidrigkeit sei unter den vorliegenden Umständen stark zu relativieren und 

überdies habe die formelle Rechtswidrigkeit der angeordneten Sicherheitshaft in casu 

keine schwerwiegenden Auswirkungen auf den Beschwerdeführer gehabt, verletzte sie 

Bundesrecht.  

Der aus Art. 5 Abs. 5 EMRK abgeleitete Entschädigungsanspruch besteht unabhängig vom 

Ausgang des Verfahrens, insbesondere des Verhaltens der beschuldigten Person. Die 

zuständige Strafbehörde entscheidet über den Anspruch von Amtes wegen im 

Endentscheid, wobei die Frage nach dem Ob einer Entschädigung aufgrund des 

eindeutigen Wortlauts der Bestimmung nicht im Ermessen der Strafbehörde liegt. Für die 

Art und den Umfang der Wiedergutmachung nach Art. 429 ff. StPO dürfen die allgemeinen 

Bestimmungen der Art. 41 ff. OR herangezogen werden. Die Wahl der Art der 

Wiedergutmachung obliegt nicht der beschuldigten Person, sondern steht im Ermessen 

des Richters. 

Aus den Erwägungen: 

E.2.3.1. Sind gegenüber der beschuldigten Person rechtswidrig Zwangsmassnahmen angewandt 

worden, so spricht ihr die Strafbehörde eine angemessene Entschädigung und Genugtuung zu 

(Art. 431 Abs. 1 StPO); im Fall von Untersuchungs- und Sicherheitshaft besteht der Anspruch, 

wenn die zulässige Haftdauer überschritten ist und der übermässige Freiheitsentzug nicht an die 

wegen anderer Straftaten ausgesprochenen Sanktionen angerechnet werden kann (Art. 431 Abs. 

2 StPO). Art. 431 StPO gewährleistet mithin den Anspruch auf Entschädigung und Genugtuung 

bei rechtswidrigen Zwangsmassnahmen (Abs. 1) oder bei Überhaft (Abs. 2). Sogenannte 

Überhaft liegt vor, wenn die Untersuchungs- und/oder Sicherheitshaft unter Einhaltung der 

formellen und materiellen Voraussetzungen rechtmässig angeordnet wurde, diese Haft den im 
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Entscheid ausgesprochenen Freiheitsentzug aber überschreitet, also länger dauert als die 

tatsächlich ausgefällte Sanktion. Bei Überhaft nach Art. 431 Abs. 2 StPO ist also nicht die Haft per 

se, sondern nur die Haftlänge ungerechtfertigt. Sie wird erst im Nachhinein, das heisst nach 

Fällung des Urteils, übermässig (BGE 141 IV 236 E. 3.2 mit Hinweisen; Urteile 6B_273/2021 vom 

25. August 2022 E. 1.3.1; 6B_632/2017 vom 22. Februar 2018 E. 1.5; je mit Hinweisen).   

E.2.3.2. Als Zwangsmassnahme gelten nach Art. 196 StPO jene Verfahrenshandlungen der 

Strafbehörden, die in die Grundrechte des Betroffenen eingreifen und dazu dienen, Beweise zu 

sichern, die Anwesenheit von Personen im Verfahren sicherzustellen oder die Vollstreckung des 

Entscheids zu gewährleisten. Hierunter fällt namentlich auch die Sicherheitshaft (vgl. 

WEHRENBERG/FRANK, in: Basler Kommentar, Strafprozessordnung, 2. Aufl. 2014, N. 4 zu Art. 

431 StPO; vgl. Urteil 6B_878/2019 vom 20. Mai 2020 E. 1.4.2). Zwangsmassnahmen sind 

rechtswidrig, wenn zum Zeitpunkt ihrer Anordnung oder Fortsetzung die materiellen oder 

formellen gesetzlichen Voraussetzungen nach Art. 196 ff. StPO nicht erfüllt waren (Urteile 

6B_888/2021 vom 24. November 2022 E. 5.3; 6B_1273/2019 vom 11. März 2020 E. 4.3.1; 

6B_990/2013 vom 10. Juni 2014 E. 2.2; je mit Hinweisen). Wird hingegen erst im Nachhinein 

festgestellt, dass die Zwangsmassnahme ungerechtfertigt war, weil die beschuldigte Person 

freigesprochen oder deren Strafverfahren eingestellt wird, waren aber zum Zeitpunkt der 

Anordnung der Zwangsmassnahme deren Voraussetzungen gegeben, stützt sich der 

Entschädigungs- bzw. Genugtuungsanspruch auf Art. 429 StPO (vgl. Urteil 6B_990/2013 vom 10. 

Juni 2014 E. 2.2; SCHMID/JOSITSCH, Handbuch des schweizerischen Strafprozessrechts, 3. 

Aufl. 2017, N. 1825; WEHRENBERG/FRANK, a.a.O., N. 3 zu Art. 431 StPO).   

E.2.3.3. Der aus Art. 5 Abs. 5 EMRK abgeleitete Entschädigungsanspruch besteht unabhängig 

vom Ausgang des Verfahrens, insbesondere des Verhaltens der beschuldigten Person. Die 

zuständige Strafbehörde entscheidet über den Anspruch von Amtes wegen im Endentscheid, 

wobei die Frage nach dem Ob einer Entschädigung aufgrund des eindeutigen Wortlauts der 

Bestimmung nicht im Ermessen der Strafbehörde liegt. Für die Art und den Umfang der 

Wiedergutmachung nach Art. 429 ff. StPO dürfen die allgemeinen Bestimmungen der Art. 41 ff. 

OR herangezogen werden. Die Wahl der Art der Wiedergutmachung obliegt nicht der 

beschuldigten Person, sondern steht im Ermessen des Richters (vgl. Urteile 6B_878/2019 vom 

20. Mai 2020 E. 1.4.2; 6B_1223/2019 vom 27. März 2020 E. 8.3; 6B_149/2017 vom 16. Februar 

2018 E. 11.3 mit Hinweisen; vgl. WEHRENBERG/FRANK, a.a.O., N. 3 ff. zu Art. 431 StPO).   

E.2.4. Die Inhaftierung des Beschwerdeführers vom 22. April 2022 bis zum Haftentscheid der 

Vorinstanz vom 31. August 2022 ist mangels eines gültigen strafprozessualen Hafttitels als formell 

rechtswidrig zu qualifizieren, was vorliegend unumstritten ist (vgl. Urteil 1B_375/2022 vom 4. 

August 2022). Die Unrechtmässigkeit von erstandener Haft ist nach der Rechtsprechung in der 

Regel im Dispositiv des Haftprüfungsentscheides festzustellen (BGE 142 IV 245 E. 4.1; 140 I 

246 E. 2.5.1; Urteil 6B_137/2016 vom 1. Dezember 2016 E. 1.1; je mit Hinweisen); dem wurde mit 

verfahrensleitender Verfügung vom 18. Mai 2022 nachgekommen.   

Zwar liegt die Wahl der Art der Wiedergutmachung im Ermessen des Richters; dies bezieht sich 

jedoch nicht auf die Frage nach dem Ob einer Entschädigung (vgl. E. 2.3.3 oben). Indem die 

Vorinstanz dem Beschwerdeführer zu Unrecht eine Entschädigung verweigert und dies damit 

begründet, das vorübergehende Fehlen eines gültigen Hafttitels und die damit verbundene 

formelle Rechtswidrigkeit sei unter den vorliegenden Umständen stark zu relativieren und 

überdies habe die formelle Rechtswidrigkeit der angeordneten Sicherheitshaft in casu keine 
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schwerwiegenden Auswirkungen auf den Beschwerdeführer gehabt, verletzt sie Bundesrecht. Die 

Vorinstanz hat den an den Beschwerdeführer auszurichtenden Anspruch festzusetzen. 

 

 


